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En mars de I'année sous revue, le Conseil national a accepté un postulat Bourgeois (plr,
FR) chargeant le Conseil fédéral d'établir un rapport au sujet des incidences de la
politique énergétique des pays de I'UE sur la sécurité d'approvisionnement en
électricité et sur la compétitivité en Suisse. '

Am 17. Juni 2014 beriet der Standerat als Erstrat Gber die bundesratliche Botschaft zur
Volksinitiative «Energie- statt Mehrwertsteuer». Eine Minderheit Recordon (gp, VD)
beantragte die Rlckweisung an die Kommission mit dem Auftrag, einen indirekten
Gegenvorschlag zu prifen, welcher eine Lenkungsabgabe auf nichterneuerbarer
Energie vorsieht, deren Ertrag aber zurtckverteilt wird. Die Kritik am Minderheitsantrag
bezog sich vor allem darauf, dass ihm ein ganz anderes Konzept zugrunde liege als der
Initiative und er deshalb nichts mit der Initiative zu tun habe. Der Minderheitsantrag
wurde von der kleinen Kammer mit 29 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung verworfen. In
der Debatte wurde der Volksinitiative wiederholt vorgeworfen, sie wage mit der
Abschaffung der Mehrwertsteuer ein finanzpolitisches Abenteuer, sie sei unsozial und
wirtschaftsfeindlich. Ein Antrag Diener (glp, ZH), welcher die Initiative zur Annahme
empfahl, blieb chancenlos: Mit 34 zu 3 Stimmen bei 5 Enthaltungen folgte die kleine
Kammer ihrer Kommission und nahm den Bundesbeschluss an. Am 23. September 2014
nahm der Nationalrat die Debatte auf. Die Kommission empfahl die Ablehnung von
Initiative und Gegenvorschlag, eine Minderheit | Baumle (glp, ZH) wollte die Initiative zur
Annahme empfehlen und eine Minderheit Il Girod (gp, ZH) schlug einen Gegenvorschlag
vor, welcher eine Lenkungsabgabe auf nichterneuerbare Energietrager ebenso wie die
Ruckverteilung des Ertrags an die Bevolkerung vorsah. Beide Minderheiten fanden keine
Mehrheit: Am 25. September 2014 verwarf der Nationalrat den Minderheitsantrag |l
Girod (gp, ZH) fur einen Gegenvorschlag mit 110 zu 79 Stimmen (wobei die Fraktionen
von GLP, GP und SP geschlossen fur und die Fraktionen von CVP, FDP und SVP dagegen
stimmten), sowie den Minderheitsantrag Baumle (glp, ZH) fur die Annahme der
Volksinitiative mit 160 zu 27 Stimmen bei einer Enthaltung (Zustimmung nur von den
Fraktionen von GLP und GP). In der Schlussabstimmung vom 26. September empfahl
der Stéanderat die Volksinitiative mit 40 gegen 3 Stimmen bei zwei Enthaltungen zur
Ablehnung, der Nationalrat tat dies mit 171 zu 27 Stimmen. ?

In der Differenzbereinigung zur Energiestrategie 2050 lag der Ball in der Herbstsession
2016 wieder beim Nationalrat. Dieser entschied, das Richtziel von einem Zubau von 11
Terrawattstunden Strom aus erneuerbaren Quellen vom Stéanderat zu Ubernehmen und
damit eine Differenz beizulegen. Eine Minderheit Girod (griine, ZH) hatte verlangt, am
hoéheren Richtziel von 14,5 Terrawattstunden festzuhalten, unterlag im Plenum aber mit
132 zu 57 Stimmen. Mit 100 zu 88 Stimmen entschied der Rat, in Artikel 14 Abs. 3
entgegen dem Ansinnen von Bundesrat, Stdnderat und einer Minderheit Féssler (cvp, Al)
daran festzuhalten, das Wort "grundsatzlich" nicht aufzunehmen - es ging um die Frage,
ob Nutzungs- und Schutzinteressen als "gleichrangig" oder "grundsatzlich gleichrangig"
zu bezeichnen seien. Gestritten wurde im Rat darUber, ob diese Differenz nun ein
semantisches Detail sei oder doch Uber grosse Tragweite verfluge - einer Mehrheit
erschien das Wort zumindest bedeutsam genug, um eine Differenz zum Standerat
beizubehalten.

Eine gewichtige Differenz zum Stédnderat blieb bei den Steuerabzigen fir
Gebéudesanierungen bestehen: Der Nationalrat entschied, dass Abzlige auf drei
Steuerperioden verteilt werden koénnen. Der Nationalrat erhielt drei weitere,
geringflgige Differenzen aufrecht: Er strich die Mdglichkeit von Auktionen aus Artikel
22 Absatz 2, entfernte Biogas aus dem Artikel 46 Absatz 3a und verzichtete auf die
Zulassung von Sonderregelungen fur Kleinproduzenten bei den Netznutzungstarifen in
Artikel 14 Absatz 3c des Stromversorgungsgesetzes. Damit gab die grosse Kammer die
Vorlage mit flnf Differenzen zurtick an den Standerat.

Noch bevor das Differenzbereinigungsverfahren beendet war und die Vorlage in die
Schlussabstimmung kam, bekundete die SVP ihren Willen, das Referendum gegen die
Energiestrategie 2050 zu ergreifen - allerdings nur, wenn sich die Wirtschaftsverbande
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am Referendum beteiligten. Von Medien danach gefragt, gaben sich Vertreter von
Wirtschaftsverbéanden zurlckhaltend: Die burgerliche Mehrheit im Parlament habe
schon einiges an der Vorlage korrigiert und man kénne mit dem Verbliebenen leben. *

1) BO CN, 2012, p. 536.

2) AB NR, 2014, 5. 1677 ff.; AB NR, 2014, 5. 1796 ff.; AB NR, 2014, S. 1819.; AB NR, 2014, S. 1867.; AB SR, 2014, S. 247 ff.; AB SR,
2014,5.983.; 1L.7,18.6.14

3) AB NR, 2016, S. 1232ff.; AZ, SGT, TA, TG, 13.9.16
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